
1194 der Beilagen zu den stenographischen Protokollen des Nationalrates XI. GP. 

Bericht 
des Verfassungsausschusses 

über die Regierungsvorlage (356 der Beila­
gen): Bunde5gesetz, mit dem die Dienstprag­

matik abgeändert wird 

In der Sitzung am 3. März 1969 hat der Ver­
fassungsausschuß die Regierungsvorlage und die 
vom Unterausschuß vorgeschlagenen Abänderun­
gen in Verhandlung gezogen und nach Wort-

Der Gesetzentwurf ,sieht vor allem eine Neu- meldungen der Abgeordneten G u g gen b e r­
fassung der Bestimmungen der Dienstpragmatik ger, als Berichterstatter, Dr. va n Ton gel, 
bezüglich der Dienstbeurteilungskommissionen Dr. G r u be r Dr. Tu 11, Dr. B rod a und 
(bisher Qualifikationskommissionen) und der I G rat z sowie' des Ausschußobmannes einstim­
Disziplinarkommissionen mit dem Ziel eines er- mig beschlossen, dem Hohen Haus die Annahme 
höhten Rechtsschutzes für die Beamten vor. Die- des Gesetzentwurfes in der beigedruckten Fassung 
sem Zweck dient insbesondere die Schaffung einer zu empf~hlen. 
O?e~st~n Diens~be.urtei1u,ngs-, bzw.. Obersten Durch § 17 Abs. 1 des Entwurfes in der Fas­
Dlszlplmar~ommls.slOn, (he al~. zwelte Instan~ sung des Ausschußberichtes sollen nunmehr. die 
gegenerstmstanzhch~ Entsch~dungen d~r bel Mitglieder der Dienstbeurteilungskommissionen 
,den Z~n~ralstellen err~ch~et~n Dlenstbeurt~ll~ngs- in gleicher Weise bei Ausübung dieses Amtes 
~?r.nmlsslOnen hzw. DlszlplmaroberkommlSSlonen weisungsfrei gestent werden, wie schon bisher 
tatlg zu werden haben. die Mitglieder der Disziplinarkommissionen. 

Der Verfassungsausschuß hat zur Vorberatung 
dieser Vorlage am 27. Feber 1967 einen Unter­
ausschuß eingesetzt, dem von der österreichi­
schen Volkspartei die Abgeordneten Doktor 
G r u b er, G u g gen b erg er, H art 1, Dok­
tor K r a n zirn a y rund S t 0 h s, von der 
Sozialis·tischen Partei österreichs die Abgeord­
neten Mon d 1, lng. S ehe i ben g r a f, 
S t r ö e rund Rohert We i s z sowie von der 
Freiheitlichen Partei österreichs der Abgeord'­
nete Dr. v an Ton gel angehörten. 

Der Unterausschuß hat über Antrag der 
Abgeordneten S t 0 h sund Robert W eis zeine 
Reihe von Abänderungen vorgeschlagen. 

Guggenberger 
Berichterstatter 

Da aus den Bestimmungen des Bundes-Ver­
fassungsgesetzes nur in bezug auf die Mitglieder 
der Disziplinarkommissionen die Zl,llässigkeit ab­
geleitet werden kann, diese durch einfaches Bun­
desgesetz weisungsfrei zu stellen, ist § 17 Abs. 1 
des Gesetzentwurfes als Verfassungsbestimmung 
zu beschließen. 

Der Verfassungsausschuß stellt somit den A n­
t rag, der Nationalrat wolle dem an g e­
s chI 0 s sen enG e set zen t w u r f die ver­
fassungsmäßige Zustimmung erteilen. 

Wien, am 3. März 1969 

Probst 
Obmann 

1 

). 
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2 1194 der Beilagen 

). 

Bundesgesetz vom XXXXXXXXXX, 
mit dem die Dienstpraginatik abgeändert 

wird (Dienstpragmatik-Novelle 1969) 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Artikel I 

Die Dienstpragmatik, RGBl. Nr. 15/1914, 
wiI1d abgeändert und e~gänzt' wie folgt: ' 

1. § 3 hat zu lauten: 

,,§ 3. (1) Die Ernennung oder Verwendung 
eine~ Beamten durCh die er in das Verhältnis der 
dienstlichen" über- ode~ Untero'rdnung zu einem 
anderen Beamten treten würde, mit dem er in 
ge;ader Li~ieverwandt qder verschwäg~rt ~der 
in der Seitenlinie bis einschließlich zum dritten 
Grad verwandt 04er versc4~ägert ist od~r zu 
dem er im Ehe- oder Wahlkindschaftsverhältnis 
steht, ist nur 'mit Genehmigung 4er Zent~al-
stelle gestattet. " 

(2) Bei staatsanw;tltschaftlichen Beamten ist 
eme solche Genehmigung ausgeschlossen." 

2. In der überschrift zu § 14 ist das Wort 
"Qualifikation" durch das Wort "Dienstbeurtei­
lung" zu ersetzen. 

3. Di(! §§ 14 bis 20 haben Zll lallten: 

,,§ 14. (1) B,eamte der Verwendungsgruppe E, 
D, C, P (, bis P 1, W 3 und W 2 der Dienst­
klasse I, der" Verwendungsgruppe B, W 1 und 
H 2 der Dienstklasse 11, der Verwendungs­
gruppe Ader DienstkI.me IlI, zeitverpflichtete 
Soldaten, alle im provisorischen Dienstverhält­
nis befindlichen Beamten und jene Beamten, 
deren letzte Gesamtbeurteilung nicht mindestens 
auf "gut" lautet, sind" alljährlich zu beurteilen, 

(2) Staatsanwaltsch~ftLiche Beamte der 2. bis 
einschließlich der 4. Standesgruppe sind im ersten 
Viertel des auf ihre Ernennung folgenden zwei­
ten Kalenderjahres für das zuletzt abgelaufene 
Kalenderjahr und für das Kalenderjahr zu beur­
teilen, für das nach Abs. 4 lit. b eine Beurteilung 
vorgesehen ist. 

(3) Die übrigen, mit Ausnahme der in Abs. 5 
genannten Beamten sind alle drei Jahre für das 
letzte KaLenderjahr zu beurteilen. 

(4) Beamte sin,d für das Kalenderjahr zu beur­
teilen, 

a) ,in dem sie die höchste Gehaltsstufe der 
Dienstklasse erreicht haben, aus der die 
i~i~vqfrüdql~lg ;~rg~~~hep 'ist, ~~ s~i Qel1n, 
~~ß ~ie ben!itS vor' qern B~t1eihw"gszeit­
punkt in die nächsthöhere Diensiklasse 
befqr~er1 wurdeni 

b) für das die Dienstbehörde eine Feststellung 
für notwendig hält, ob die Gesamtbeurtei~ 
lung gegenüber der letzten zu ändern sei, 
auf deren Antrag. 

(5) Bea1Ilt~ der Dienstld:}sse III der Verwen­
dullgsgruppel1 f" D, W 3 und P 6 bis P 1, der 
Dienstklassen IV und V qer Verwendungsgrup­
pel1 ~ \lnd W 2, 9.er Dienstklassen VI und YII 
der' Verwenc!ullgsgrllPpen B, W 1 und H '4-" und 
qer Pienstkl~ssel1 VII~ und IX, staatsanwalt­
§9Iaf~lich~ Beafilte der Srandesgnmpen 5 bis 7, 
ferner Beamte des Schulaufsichtsdiinstes der Ver­
~'e:ndungsgruppeS' iprid d~r Verwen:dul1gs­
gruppen S 2 und S' 3 ab der Gehaltsstufe 7 sowie 
qer Verw",n~hmgsgruppe S 2, die mit der ~chul­
aufsi~t für ein ganzes B\lndesiand betra1lt' ~ind, 
ohne einern ~ap.de~schulinsp'ektor unterstellt ~~ 
sein, sind nUr in den "Fällen auf Antra,g der 
Dienstbehörde zu beurteilen, in denen die 
Dienstbeurteilung für eine dienstrechtliche Maß-
nahme von Bedeutung ist."' . 

(6) Der Beamte ist auf seinen Antrag zu beur­
teilen, wenn er geltend ,macht, daß für ein Kalen­
derjahr, für das er !1;lch Aps, 2, 3 und 5 nicht zu 
beurteilen ist, eine bessere als die letzte Gesamt­
beurteilung angem~sen sei. Der Antrag ist bis 
spätestens 15. Jänner des auf dieses Kalenderjahr 
folgenden Jahres im Dienstwege einzubringen; 
der Beamte hat anzugeben, in welchen Punkten 
der Dienstbeschreibung (§ 20) er eine Abände­
rung begehrt, die zu einer ander,en Gesamtbeur­
teilung führen könnte. 
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1194 der Beilagen 3 

§ 15. (1) Zur Durchführung der Dienstbeur­
teilung werden, soweit nicht Abs. 5 anzuwenden 
ist, errichtet: 

a) Dienstbeurteilungskommissionen bei den 
einer Zentralstelle unmittelbar nachgeord­
neten Dienststellen, 

b) Dienstbeurteilungskommissionen bei den 
Zentralstellen, 

c) eine Oberste Dienstbeurteilungskommission 
beim Bundeskanzleramt. 

(2) Für Dienstbeurteilungen in erster Instanz 
sind zuständig: 

a) die D.ienstbeurteilungskommissi~nen bei 
den emer Zentralstelle nachgeordneten 
Dienststellen (§ 15 Abs. 1 lit. a und Abs. 4) 
für die Beamten des Personalstandes dieser 
Dienststellen sowie der ihnen nachgeord­
neten Dienststellen 
und 

b) die Dienstbeurteilungskommissionen bei 
den Zentralstellen für die B,eamten des 
Personalstandes dieser Dienststellen, den 
in Abs. 7 umschriebenen Personenkreis, 
sowie für die Dienststellenleiter der den 
ZentralstelIen unmittelbar nachgeordneten 
Dienststellen. 

(3) Für Dienstbeurteilungen in zweiter Instanz 
sind zuständig: . 

a) Dienstbeurteilungskommissionen bei Zen­
tralstellen zur Entscheidung über Berufun­
gen gegen Bescheide der Dienstbeurtei­
lungskommissionen, die bei einer einer Zen­
tralstelle nachgeordneten Dienststelle er­
richtet sind 
und 

b) die Oberste Dienstbeurteilungskommission 
zur Entscheidung über Berufungen gegen 
Beschei.de von den bei einer Zentralstelle 
- mit Ausnahme der Kanzlei des Präsi­
dentendes Nationalrates - errichteten 
Dienstbeurteilungkommisionen. 

(4) Soweit es im Interesse 'der VerwaItungs­
vereinfachung und Zweckmäßigk,eit gelegen ist, 
können Dienstbeurteilungskommissionen durch 
Verordnung des zuständig,en Bundesministeriums 
auch bei der Zentralstelle nicht unmittelbar nach­
geordneten Dienststellen für die Beamten des 
Personalstandes dieser Dienststellen und der 
ihnen nachgeordneten Dienststellen eingerichtet 
werden. 

(5) Ist aus den in Abs. 4 genannten Gründen 
die' Durchführung der Dienstbeurteilung durch 
eine Dienstbeurteilungskommission bei einer einer 
Zentralstel1e nachgeordneten DienststeUe nicht 
vertretbar, so kann der zuständige Bundes­
minister durch Verordnung die Dienstbeurtei­
lung für die Beamten im Dien:stbereiche dieser 
Dienststelle einer ander,en Dienstbeu,rteilungs-

kommission zuweisen. In, dies,em Fall kann der 
zuständige Bundesminister anordnen, daß ein 
oder zwei Beamte derjenigen DienststeUe, bei der 
keine Dienstbeurteilungskommission eing,esetzt 
wurde, an die Stelle der bei den rangjüngsten 
ordendichen Mitglieder als außerordentliche 
Mitglieder mit beschließender Stimme in die 
Kommission eintreten. 

(6) Die bei ,einem Gerichtshof erster Instanz 
oder bei einem ihm unterstellten Bezirksgericht 
oder Arbeitsgericht verwendeten Beamten mit 
Ausnahme der Beamten der Justizanstalten hat 
der Personalsenat ·des Gerichtshofes erster In­
stanz, die beim Oberlandesgericht verwendeten 
Beamten der Personalsenat des Oberlandesgerich­
tes und ,die beim Obersten Gerichtshof und Ver­
fassungsgerichtshof verw.endeten Beamten der 
Personalsenat des Obersten Gerichtshofes be­
ziehungsweise Verfassungsgerichtshofes zu beur~ 
teilen. Die beim Verwaltungsgerichtshof verwen­
deten Beamten sind von einem aus dem Präsi­
denten und Vizepräsidenten sowie aus drei wei­
teren vom Präsidenten für die Dauer von drei 
Kalenderjahren zu bestellenden Mitgliedern 
dieses Gerichtshofes bestehenden Senat zu heur­
teilen. Die Dienstbeurteilung der bei den Staats­
anwaltschaften oder Oberstaatsanwaltschaften. 
verwendeten Beamten obli,egt den bei den Ober .. 
staatsanwaltschaften einzurichtenden Dienstbeur­
teilungskommissionen. 

(7) Die Dienstbeurteilung der Beamten der 
Dienstklassen VII bis IX und aller Mitglieder 
der Dienstbeurteilungskommissionen obliegt den 
Dienstbeurteilungskonimissionen bei der zustän­
digen Zentralstelle. 

(8) Die Dienstbeurteilung der Dienststellen­
leiter obliegt den für die Beamten der unmittel­
bar übergeordneten Dienststelle zuständigen 
Dienstbeurteilungskommissionen, 

(9) Dienststellen im Sinne dieses Bundes·· 
gesetzes sind die Behörden, Ämter und anderen 
VerwaltungssteHen sowie die Anstalten und Be~ 
triebe des Bundes, die nach ihrem organisato­
rischen Aufbau eine verwaltungs- oder betriebs­
technische Einheit darstellen. 

(10) Zentralstellen: im Sinne dieses Bundes­
gesetzes sind das BundeskanzLeramt und die 
übrigen Bundesministerien sowie die Dienststel­
len, die keinem Bundesrriinisterium nachgeo.rd­
net sind. 

§ 16. (1) Der Vorsitzende, die Stellvertreter 
und die erforderliche Anzahl der weiteren Mit­
glieder der Dienstbeu.rteilungskommissionen sind 
vom Leiter der Zentralstelle unter Bed'achtnahme 
auf § 17 aus dem Kreise der definitiven Beamten 
des Personalstandes der Dienststelle, bei der eine 
Dienstbeurteilungskommission errichtet wird, 
mit Wirkung vom 1. Jänner eines Kalenderjahres 
für die Dauer von drei Jahren zu bestellen. 

2 
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4 1194 der Beilagen 

(2) Der Vorsitzende, die Stellvertreter und die 
übrigen Mitglieder der Obersten Dienst­
beurteilungskommission sind vom Bundespräsi-

, denten auf Vorschlag der Bundesregierung aus 
dem Kreise der definitiven Beamten aUer Zentral­
stellen - mit Ausnahme der Kanzlei des Präsi­
denten des Nationalrates - mit Wirkung. vom 
1. Jänner eines Kalenderjahres für die Dauer von 
fünf Jahren zu bestellen. 

(3) Bei der Bestellung der Kommissionsmit­
glieder ist auf die Bestimmungen über die Zu­
sammensetzung der Senate Bedacht zu nehmen. 

(4) Scheiden Mitglieder während der Funktions­
dauer aus, so sind, wenn es erforderlich, für den 
Rest der Funktionsdauer andere Mitgli'eder zu 
bestellen. 

(5) Stehen aus dem Personalstand einer Dienst­
stelle, bei der eine Dienstbeurteilungskommission 
zu errichten ist, die für die Zusammensetzung 
der Senate erforderlichen Beamten nicht zur 
Verfügung, so sind di.ese aus ,dem Personalstand 
einer anderen Dienststelle zu bestellen. Sollen 
diese aus dem Personalstand eines anderen 
Ressorts bestellt w~rden, so hat die Bestellung 
im Einvernehmen mit dem zutändigen Bundes­
minister zu erfolgen. Zu Mitgliedern der Dienst­
beurteilungskommissionen bei den Oberstaats­
anwaltschaften können zwei Räte des Ober­
landesgerichtes bestellt werden. 

(6) Zu Mitgliedern der Dienstbeurteilungs­
kommissionen dürfen nicht bestellt werden 
Beamte, die mit Personalangelegenheiten der 
Dienststelle betraut sind, sowie Beamte, über die 
rechtskräftig eine Disziplinarstrafe verhängt 
worden ist, solange diese im Standesausweis nicht 
gelöscht ist. Ferner dürfen Beamte, deren Mit­
gliedschaft zu den Dienstbeurteilungskommissio­
nen nach Abs. 7 oder 8 ruhen oder enden würde, 
nicht zu Mitgliedern der Dienstbeurteilungskom­
missionen bestellt werden. 

(7) Die Mitgliedschaft zu den Dienstbeurtei­
lungskommissionen ruht in den Fällen der Be­
trauung mit den in Abs. 6 umschriebenen Per­
sonalangelegenheiten, der Einleitung eines Diszi­
plinarverfahrens (§ 113) wegen eines Dienstver­
gehens bis zu dessen rechtskräftigem Abschluß, 
der Suspendierung vom Dienst (§§ 144, 145), der 
Außerdienststellung, der Erteilung eines Urlau­
bes von mehr als drei Monaten und der Ablei­
stung des ordentlichen oder außerordentlichen 
Präsenzdienstes. 

(8) Die Mitgliedschaft zu den Dienstbeurtei­
lungskommissionen e det mit Ablauf der Bestel­
lungsdauer, mit der eendigung des Dienstver­
hältnisses, der rechts räftigen Verhängung einer 
Disziplinarstrafe, der übernahme in einen an­
deren Personalstand, der Versetzung zu einer 
Dienststelle, für de en Beamte eine andere 
Dienstbeurteilungsko mission zuständig ist,' der 

Versetzung ins Ausland, der Versetzung in den 
zeitlichen oder dauernden Ruhestand, dem über­
tritt inden dauernden Ruhestand sowie der An­
nahmeeiner Austrittserklärung (§ 84). 

§ 17. (1) (Verfassungsbestimmung) Die Mit­
gli'eder der Dienstbeurteilungskommission sind 
in Ausübung dieses Amtes selbständig und unab­
hängig. 

(2) Die Vorsitzenden der Dienstbeurtei­
lungskommissionen und deren Stellvertreter 
werden von dem jeweils rangältesten Mitglied 
der Dienstbeurteilungskommission vertreten. 

(3) Die Dienstbeurteilungskommissionen ent­
scheiden in Senat,en, die aus fünf Mitgliedern 
bestehen, von denen eines den Vorsitz führt 
und ein anderes den Bericht erstattet. Der Be­
richterstatter wird vom Vorsitzenden des Senates 
bestimmt. Ein Beamter hat als Protokollführer 
(Abs. 14) mitzuwirken. 

(4) Den Senaten der Dienstbeurteilungskom­
missionen hat nach Tunlichkeit ein rechtskundi­
ger Beamter anzugehören. Den Senaten der 
Dienstbeurteilungskommissionen bei Zentralstel­
Ien müss,en drei Beamte der Dienstklassen VI bis 
IX angehören; wenigstens ein Mitglied muß 
rechtskundig sein. 

(5) Der Vorsitzende und zwei Mitglieder der 
Obersten Dienstbeurteilungskommissi0n müs­
sen rechtskundige Beamte sein. Wenigstens ein 
Mitglied muß der für den zu beurteilenden 
Beamten zuständigen Zentralstelle angehören. 

(6) In den Senaten dürfen keine Mitglieder 
niedriger Verwendungsgruppen als der des zu 
beurteilenden Beamten mitwirken. Nach Tun­
lichkeit hat ,ein Senatsmitglied dem Dienstzweig 
des zu beurteilenden Beamten anzugehören. 

(7) Den. Vorsitz im Senat führt das dem 
Dienstrang nach älteste Mitglied. Gehört einem 
Senat der Vorsitzende der Dienstbeurteilungs­
kommission oder dessen Stellvertreter an,' führt 
dieser den Vorsitz. 

(8) Die Senate fassen ihre Beschlüsse mit ab­
soluter Stimmenmehrheit. Eine Stimmenthaltung 
ist unzulässig. 

(9) Teilen sich die Stimmen in mehr als zwei 
verschiedene Meinungen, so daß keine dieser 
Meinungen die erfor,derliche Mehrheit für sich 
hat, 50 hat der Vorsitzende zu versuchen, ob s,ich 
durch Teilung der Fragen und Wiederholung der 
Umfrage eine absolute Mehrheit ·erzielen lasg,e. 
Bleibt dieser Versuch erfolglos, so werden die 
dem zu beurteilenden, Beamten nachteiligsten 
Stimmen den zunächst minder na.11teiligen SJ 

lange zugezählt, bis sich eine absolute Stimmen­
mehrheit ergibt. 

(la) Bei der Abstimmung stimmen die dem 
Dienstrange nach jüngeren Senatsmitgliedervor 
den älteren. Der Berichterstatter stimmt zuerst, 
der Vorsitzende zuletzt. 
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(11) Jedes Mitglied kann mehreren Senaten 
angehören. 

(12) Der Vorsitzende, der Stellvertreter und 
die drei rangältesten weiteren Mitglieder der 
Dienstbeurteilungskommission haben vor Jahres­
schluß für die Dauer des folgenden Kalender­
jahres di,e Senate zusammenzusetzen und die 
Geschäfte unter den Senaten zu verteilen. Zu­
gleich ist die ReihenfoLge zu bestimmen, in der 
die übrigen Kommissionsmitglieder bei Verhin­
derung eines Senatsmitgliedes in die Senate ein­
tr,eten. Sie haben im Falle der Notwendigkeit 
auch Änderungen der Geschäftseinteilung wäh­
rend des laufenden Kalenderjahres vorzunehmen. 
Die G~schäftsverteilung wird für jedes Kalender­
jahr festgesetzt. 

(13) Für die sachlichen Erfordernisse der 
Dienstbeurteilungskommis,sionen und die Besor­
gung ihrer Kanzleigeschäfte haben die Di'enst­
stellen aufzukommen, bei denen sie eingesetzt 
sind. 

(14) Die Vorstände der Dienststellen, bei 
denen Dienstbeurteilungskommissionen einge­
setzt sind, bestimmen die Protokollführer. 

(15) Die Bestimmungen der §§ 16 und 17 über 
die Dienstbeurteilungskommissionen gelten für 
die Oberste Dienstbeurteilungskommission sinn­
gemäß, sofern nichts anderes bestimme ist. 

§ 18. (1) Der unmittelbar vorgesetzte Amos­
oder Abteilungsvorstand (Vorstand der Buchhal­
tung, 'Leiter des Kanzleidienstes) hat eine dem 
§ 20 entsprechende, mit der erforderlichen Be­
gründung. verslehene Dienstbeschreibung zu ver­
fassen. Die Diensrtbeschreibung eines Dienststel­
lenleiters obliegt den überwachenden Organen, 
wenn solche nicht bestehen, dem Vorstand der 
unmittelbar übergeordneten Dienststelle. Die 
Dienstbeschreihung ist im Dienstwege bis späte­
stens an dem der Dienstbeurteilungsperiode nach­
folgenden 15. Feber an di'e Dienstbeurteilungs­
kommission (Personahenat) zu 1eiten. Die einge­
gliederten Zwischenstellen (überwachende Or­
gane) haben sich über die Dienstbeschreibung, 
und zwar im Falle einer abweichenden Meinung 
mit Angabe der Gründe, zu äußern. 

(2) Das zur Dienstbeschreibung zuständige 
Organ soll den Beamten, dessen Dienstleistung 
in einer die Dienstbeschreibung beeinflussenden 
Weise nachgelassen hat, unverzüglich nachweis­
lich ermahnen. 

(3) Die Dienstbeschreihung eines Beamten ist 
von dem Vorstand (Abs. 1) der Dienststelle zu 
verfassen, deren Personalstand der Beamte am 
Ende des Jahres, für das die Dienstbeschreibung 
gilt, angehört hat. War der Beamte während des 
Jahres anderen Dienststellen zur Dienstleistung 
zugeteilt, so 'sind für die Dienstbesch'reibung 
maßgebende Umstände von diesen Dienststellen 
dem beschreibenden Organ auf dessen Ersuchen 

zur Kenntnis zu bringen. Dieses Ersuchen ist 
jedenfalls dann zu 'stellen, wenn die Dienstzutei­
lung zu einer Dienststelle über drei Monate, bei 
Dienstprüfungslehrgängen über sechs Monate, 
gedauert hat. Hat sich "die Dienstzuteilung bei 
einer Dienststelle auf den ganzen Beurteilungs­
z-eitraum erstreckt, so ist die Dienstbeschreibung 
von dem Vorstand (Abs. 1) der Dienststelle zu 
verfassen, der der Beamte zugeteilt war. 

(4) Tritt in der Person des beschreibenden 
Organs ein Wechsel ein, so hat das bisher für 

"die Dienstbeschreibung zuständige Organ alle für 
die Dienstbeschreibung maßgebenden Umstände 
aus dem Beschreibungszeitraum seinem Nach­
folger zur Kenntnis zu bringen. Ist dies nicht 
möglich, so hat das für die Dienstbeschreibung 
zuständige Organ alle für die Dienstbeschrei­
bung maßgebenden Umstände zu erkunden. 

(5) Ist das nach Abs. 3 für die Dienstbeschrei­
I bung zuständige Organ verhindert, so hat die 
Dienstbeschreibung der Vertreter des Organs, 
das die Dienstbeschl'eibung durchzuführen gehabt 
hätte, zu verfassen. 

(6) Hat bei alljährlich zu beschreibenden Be­
amten das beschreibende Organ festgestellt, daß 
keine Änderung gegenüber der letzten Dienst­
beschreibung eingetreten ~st, so kann sich die 
Dienstbeschreibung auf einen Hinweis auf die 
letzte Dienstbeschreibung beschränken. Ein sol­
cher Hinweis ist nur zweimal nacheinander zu­
lässig. 

(7) Die Dienstbeschreibung ~nd Dienstbeur­
teilung hat zu entfallen, wenn der Beamte in 
einem der Dienstbeschreibung unterliegenden 
Kafenderjahr länger als sech's Monate keimen 
Dienst versehen hat. In diesem Fall ist der 'Be­
amte für jenes nächstfolgende Kalenderjahr zu 
beschreiben, in dem die Voraussetzungen für den 
Entfall der Dienstbeschreibung nicht gegeben 
sind. Der Dienst'beurteilungskommission ist an 
Stelle der Dienstbeschreibung ein Bericht über 
den Entfall derselben vorzulegen. 

(8) Von einer Dienstbesch:reihung und Dienst­
beurteilungkann Abstand genommen werden, 
wenn sich die Dienstleistung des Beamten aus­
schließlich aus nicht in seinem Verschulden gele­
genen Gründen vorübergehend verschlechtert hat. 

(9) Alle zur Mitwirkung im Dienstbeurtei­
lungsverfahren berufenen Beamten haben bei I 

Ausübung ihrer Funktion strenge Gewissen­
haftigkeit, Unparteilichkeit und Verschwiegenheit 
zu beobachten. Die Dienstbeurteilungskommis­
sionen haben insbesondere auch auf die möglichste 
Gleichmäßigkeit in der Beurteilung der Beamten 
bedacht zu sein. 

§ 19. (1) Die Dienstbeurteilungskommissionen 
(Personalsenate) haben auf Grund der vorliegen­
den Dienstbeschreibung über die Gesamtbeurtei­
lung zu ents'cheiden. ' 
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(2) Ist die Dienstbeschreibung so mangelhaft, 
daß kein ausreichendes Bild über den zti be­
s·chreibenden Beamten gewonnen werden kann, 
so haben die Dienstbeurteilungskommilssionen 
(Personals'enate) diJe notwendigen Erhebungen im 
kürzesten Weg vorzunehmen oder erforder­
li:chenfalls die Dienstbeschreibung dem zur 
Dienstbesdlreibung zuständigen Organ zur Er­
gänzungoder Verbesserung innerhalb einer 
Frist von längstens vier Wochen zurückzureichen. 

§ 20. (1) Bei der Entscheidung der Dienst­
beurtei1ungskomm~ssionen ist zu berücksichtigen: 

1. die fachlichen KenntniSl'le, insbesondere der 
zur Amtsführung notwendigen Vorschriften; 

2. ,die Fählgkeit'en und die Auffassung; 

3. Fleiß, Ausdauer, Gewissenhaftigkeit, Ver­
läßlichkeit, Verantwortungsbewußtsein und Ar­
bei(1Stempo; 

4. Bewährung im Partei'enverkehr und Außen­
dienst; 

5. Ausdrucksfähigkeit (schrtiftlich und münd­
lich) in der deutschen Sprache und, sofern es für 
den Dienst erforderlich ist, die Kenntnis von 
Fremdsprachen; 

6. Verhalten im Dienst, insbesondere Beneh­
men ge~enüber Vorgesetzllen und Mitarbeitern, 
sowie Verhalten außerhalb des Dienstes, sofern 
Rückwirkungen auf den Drenst eintreten; 

7. bei Beamten, die sich auf einem leitenden 
Dienstposten befinden od'er deren Berufung auf 
einen solchen Posten in Frage kommt, die Eig­
nung hiezu; 

8. Bewährung als Vorgesetzter; 

9. Erfolg der Verwendung. 

(2) Besondere für die Dienstbeurteilung ent­
scheidende Umstände sind ausdrücklich anzu­
führen. 

(3) Di'e Gesamtbeurteilung hat zu lauten: 

1. :wsgezeichnet, bei hervorragenden Kennt-
nissen, Fähigkeiten und Leistungen; , 

2. sehr gut, bei überdurchschnittlichen Kennt­
nissen, Fähigkeiten und Leistungen; 

3. gut, bei durchschnittlichen Kenntnissen, 
Fähigkeiten und Leistungen; 

4. entsprechend, wenn das Zur ordnungs­
gemäßen Versehung des Dienstes. unerläßliche 
Mindestmaß an Leistung ständig erreicht wird; 

5. nicht entsprechend, wenn das zur ordnungs­
gemäßen Versehung des Dienstes unerläßliche 
Mindestmaß an Leistung nicht erreicht wird. 

(4) Lautet die Gesamtbeurteilung mindestens 
auf "gut", so gilt die für den Eintritt der Zeit­
vorrückung erforderliche Durchschnimleistung 
als erbracht. 

(5) Ist gegen den Beamten wegen eines inden 
Beurteilungszeitraum fallenden Verhaltens ein 
DisZiiplinaTverfahren wegen Verdachtes .eines 
Dienstvergehens eingeleitet worden (§ 113), so 
ist das ~erfahren vor der Dienstbeurteilungs­
kommission bis zur rechtskräftigen Beendigung 
des Disziplinarverfahrens zu untlerbrechen." 

4. Nach § 20 ist folgender § 20 a einzufügen: 

,,§ 20 a.(l) Ober die Gesamtbeurteilung ent­
scheidet die Dienstbeurlleilungskommission mit 
Beschluß. Die Beschlußausfertigung ist zu eigenen 
Handen zuzustellen. 

(2) Gegen den Beschluß nach Abs. 1 kann 
binnen zwei Wochen schriftlich Vorstellung er­
hoben' werden. Die Vorstellung hat einen begrün­
deten Antrag zu enthalten. Auf Grund der Vor­
stellung entscheidet die Dienstlbeurteilungskom­
mission ohne mündliche Verhandlung über die 
Gesamtbeurteilung mit Bescheid. Erforderlichen­
falls hat die. Dienstbeurteilungskommission den 
Diens'tstellenleiter, allfällige Zwischenvorgesetzte, 
andere Zeugen und den zu beurteilenden Beam­
ten zu hören. Wil'd der Vorstellung nicht voll­
inhaldich Rechnung getragen, ist der Bescheid zu 
begründen. 

(3) Gegen den Besch·eid ist eine binnen zwei 
Wochen nach Zustellung bei der Dienstbeurtei­
lungskommission einzubringende schriftliche Be­
rufung zulässig. Ober die Berufung entscheidet 
die nach § 15 Abs. 3 zuständig·e Dienstbeurtei­
hmgskommission. Der Berufungsbescheid ist zu 
begründen. . 

(4) Der Beamte hat das Recht, nach Zustellunö 
der GesamtbeurtJeilung gemäß Abs. 1 in seine 
Dienstbeschreibung und Dienstbeurteilungstabelle 
(Gesamtbeurteilung und Einzelpunkte) Einsicht 
zu nehmen. 

(5) Gegen die Entscheidung des Personalsenates 
(§ 15 Abs. 6) iJst binnen zwei Woch'en nach Zu­
s1Jellung eine bei dem Personalsenat einzubrin­
gende Beschwerde zuläss'ig. Ober die Beschwerde 
enuch'eidet der Persona1senat des übergeordneten 
Ger~chtshofes. Diese Entscheidung ist . zu be­
gründen. 

(6) Die Dienstbeurteilungskommissionen (Per­
sonalsenate) erster Instanz ·sind verpflichtet, über 
die Dienstbeschreibung nach deren Einlangen 
ohne unnötigen Aufschub zu entscheiden. Ober 
Berufungen (Beschwerden nach Abs. 5) ist inner­
halb von sechs Monaten nach deren Einlangen 
zu entscheiden. I 

. (7) Hat die Dienstbeur~:ilungskommission 
erster Instanz innerhalb von ~rei Monaten nach 
Einlangen der Dienstbeschreibung nicht entschie­
den, so kann der Beamte schriftlich die Entschei­
dung durch die im Rechtswegb (§ 15 Abs. 3) zu­
ständige Dienstbeurteilungskqmmission (Oberste 
Dienstbeurteilungskommission, Personalsenat des 
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übergeordneten Gerichtshofes) beantragen. Ein 
solches Verlangen ist bei der Dienstbeurteilungs­
kommission erster Instanz einzubringen. Ent­
scheidet diese Dienstbeurteilungskommission nicht 
innerhalb von zwei Wochen, so ist die Dienstbe­
schreibung mit dem Antrag der im Rechtszug 
zuständigen Dienstbeurteilungskommission vor­
zulegen, die ihrerseits innerhalb von weiteren 
drei Monaten über die Gesamtbeurteilung zu 
entscheiden hat. Der Antrag ist abzuweisen, 
wenn die Verzögerung nicht ausschließlich auf 
das Verschulden der Dienstbeurteilungskom­
mission erster Instanz zurückzuführen ist. 

(8) Die Entscheidung der Dienstbeurteilungs­
kommission (Personalsenat) ist nach Rechtskraft 
in den Standesausweis einzutragen." 

5. § 22 Abs. 2 hat zu fauten: 

,,(2) Wenn es im Interesse des Dienstes not­
wendig ist, muß der Beamte auf Weisung seiner 
Vorgesetzten bei der Dienststelle, bei der er in 
Verwendung steht, oder bei anderen Dienst­
stellen auch Amtsgeschäfte, die nicht zu den ge­
wöhnlichen Dienstverrichtungen von Beamten 
desselben Dienstzweiges gehören, vorübergehend 
besorgen." 

6. Ferner &ind dem § 22 folgende Absätze an­
zufügen: 

,,(3) Der Auftrag, Dienstverrichtungen gemäß 
Abs. 1 oder 2 bei einer anderen Dienststelle zu 
besorgen (Dienstzuteilung), darf. ohne schriftliche 
Zustimmung des Beamten höchstens für die 
Dauer von insgesamt 90 Tagen in einem Kalen­
derjahr ausgesprochen werden. Eine darüber 
hinausgehende Zuteilung ohne Zustimmung des 
Beamten ist nur dann zulässig, wenn die ord­
nungsgemäße Abwicklung oder Aufrechterhaltung 
des bienstbetriebes auf andere Weise nicht ge­
währleistet werden kann oder es sich um eine 
Dienstzuteilung zum Zwecke einer Ausbildung 
handelt. Bei einer Dienstzuteilung ist auf die 
dienstrechtliche Stellung, bei einer Dienstzuteilung 
an einen anderen Dienstort auch auf die persön­
lichen, familiären und sozialen Verhältnisse des 
Beamten Bedacht zu nehmen. Einer Dienstzu­
teilung ist die Verwendung bei einer außerhalb 
deS' Dienstortes gelegenen Außenstelle (Exposi­
tur) gleichzuhalten. 

(4) Die Bestimmungen des Abs. 3 finden auf 
a) Angehörige des Bundesheeres und Beamte 

der Heeresverwaltung im Falle der Anord­
nung eines Einsatzes zu einem der im § 2 
des Wehrgesetzes, BGBl. Nr. 181/1955, ge­
nannten Zwecke oder eines Einsatzes nach 
§ 1 des Bundesverfassungsgesetzes vom 

30. Juni 1965, BGBl. Nr. 173, über die Ent­
sendung österreichischer Einheiten zur 
Hilfeleistung in das Ausland auf Ersuchen 
internationaler Organisationen, 

b) Angehörige der Bundespolizei und der 
Bundesgendarmerie im Falle der Anord­
nung eines besonderen Einsatzes zum 
Zwecke der Aufrechterhaltung der öffent­
lichen Ruhe, Ordnung und Sicherheit oder 
eines Einsatzes nach § 1 des Bundesver­
fassungsgesetzes vom 30. Juni 1965, BGBl. 
Nr. 173, über die Entsendung österreichi­
scher Einheiten zur Hilfeleistung in das 
Ausland auf Ersuchen internationaler Or­
ganisationen 
und 

c) Angehörige des Bundesministeriums für 
Auswärtige Angelegenheiten 

keine Anwendung." 

7. § 29 a Abs. 1 hat zu lauten: 

,,(1) Dem Beamten ist auf Antrag für· die 
Dauer eines Kuraufenthaltes Dienstbefreiung zu 
gewähren, wenn 

a) ein Sozialversicherungsträger oder em 
Landesinvalidenamt die Kosten der Kur 
trägt oder einen Kurkostenbeitrag leistet 
und 

b) die Kur in der Benützung einer Mineral­
quelle oder eines Moorbades oder im Auf­
enthalt in einem vorgeschriebenen Klima 
oder in der therapeutischen Anwendung 
v.on kaltem Wasser (sogenannte "Kneipp­
Kuren") hesteht und ärztlich überwacht 
wird. 

Bei der zeitlichen Einteilung der Dienstbefreiung 
ist auf zwingende dienstliche Gründe Rücksicht 
zu nehmen." 

8. § 40 Abs. 3 und 4 haben zu lauten: 

,,(3) Als Amtstitel eines Beamten ist derjenige 
Titel anzusehen, der auf Grund der geltenden 
Vorschriften mit dem ihm zuletzt verliehenen 
Dienstposten verbunden ist. Wurde einem Be­
amten anläßlich ·des übertrittes oder der Ver~ 
setzung in den Ruhestand ein Amtstitel ver­
liehen, der mit einem höheren Dienstposten ver­
bunden ist, so gilt dieser als sein Amtstitel. 

(4) Bei allen offiziellen Anlässen und bei allen 
Ausfertigungen haben Beamte ,des Ruhestandes 
ihrem Titel eine das Ruhestandsverhältnlis kenn­
zeichnende Bemerkung beizufügen." 

9. § 42 Abs. 4 Z. 1 und 2 haben zu lauten: 

,,1. in der Verwendungsgruppe Dden Gehalt 
der Gehaltsstufe 1 der Dienstklasse V, 

2. in der Verwendungsgruppe C den Gehalt 
der Gehaltsstufe 2 der Dienstklasse V," 
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10. § 67 hat zu lauten: 

,,§ 67. (1) Eine Versetzung liegt vor, wenn 
der Beamte einer anderen Dienststelle zur 
dauernden Dienstleistung zugewiesen wil'd. 

(2) Der Beamte kann ,innerhallb des Dienst­
zweiges und des Ressorts, dem er ange­
hört, aus wichtigen dienstlichen Interessen zu 
einer anderen Dienststelle versetzt werden. Das 
Vorliegen eines wichtigen dienstlichen Interesses 
ist nicht erforderlich für Versetzungen während 
des provisorischen Dienstverhältnisses und für 
Versetzungen in Dienstbereichen, bei denen es 
nach der Natur des Dienstes notwendig ist, die 
Beamten der Dienststellen nadl einiger Zeit zu 
einer anderen Dienststelle zu versetzen. 

(3) Bei Abberufung von der bisherigen Ver­
wendung ist gleichzeitig, wenn dies jedoch aus 
Rücksichten des Dienstes nicht möglich ist, 
spätestens zwei Monate nach der Abberufung 
eine neue Verwendung zuzuweisen. Die Bestim~ 
mungen der §§ 144 und 145 werden hiedurcll 
nicht berührt. 

(4) Einer Versetzung ist gleichzuhalten die Ab­
berufung eines Beamten von seiner bisherigen 
Verwendung (Funktion) unter Zuweisung einer 
neuen Verwendung, wenn 

a) durch die neue Verwendung in der Lauf­
bahn des Beamten eine Verschlechterung 
zu erwarten ist; 

b) die neue Verwendung der bisherigen Ver­
wendung des Beamten nicllt mindestens 
gleichwertig ist; 

c) die neue Verwendung des Beamten emer 
langdauernden und umfangreicllen Ein­
arbeitung bedarf. 

Einer Versetzung ist ferner gleicllzuhalten die 
Abberufung eines Beamten von seiner bisherigen 
Verwendung ohne gleichzeitige Zuweisung einer 
neuen Verwendung. 

(5) Die Bestimmungen des Abs. 4 gelten nicht 
für die Zuweisung einer vorübergehenden Ver­
wendung, soweit ihre Dauer drei Monate nicht 
übersteigt. Ahs. 4 findet ferner keine Anwendung 
auf die Beendigung der vorläufigen Ausübung 
einer höheren Verwendung zur Vertretung eines 
an der Dienstausübung verhinderten oder zur 
provisorischen Führung der Funktion an Stelle 
des aus dieser Funktion ausgeschiedenen Beamten. 

(6) Bei einer Versetzung an einen anderen 
Dienstort von Amts wegen sind die persönlichen, 
familiären und sozialen Verhältnisse des Beamten 
zu berücksichtigen. Eine Versetzung ist unzu­
lässig, wenn sie für den Beamten einen wesent­
lichen wirtschaftlichen Nachteil bedeuten würde 
und ein anderer geeigneter Beamter, bei dem dies 
nicllt der Fall ist, zur Verfügung st~ht. 

(7) Ist die Versetzung eines Beamten von Amts 
wegen in Aussicht genommen, so ist der Beamte 

hievon scllriftlich unter Bekanntgabe seiner 
neuen Dienstmelle und V,erwendung mit dem 
Beifügen zu verständigen, daß es ihm freisteht, 
gegen die beabsichtigte Maßnahme binnen zwei 
Wochen nacll Zustellung Einwendungen vorzu­
bringen. Werden innerhalb der angegebenen 
Frist solche Einwendungen nicht vorgebracllt, so 
gilt dies als Zustimmung zur Versetzung. 

(8) Die Versetzung ist mit Besche·~d zu ver­
fügen; eine Berufung gegen diesen Besclleid hat 
aufschiebende Wirkung. 

(9) Im Falle ,der Versetzung an einen anderen 
Dienstort ist dem Beamten eine angemessene 
übersiedlungsfrist zu gewähren. 

(10) Die Abs. 4, 6, 7 und 8 finden keine An­
wendung auf Versetzungen in Dienstbereichen, 
bei ,denen es nach der Natur des Dienstes not­
wendig ist, ·die Beamten der einzelnen Dienst­
stellen nach einiger Zeit zu einer anderen Dienst­
srelle zu versetzen." 

11. Die §§ 73 und 74 werden aufgehoben. 

12. Nacll § 87 ist folgender § 87 a einzufügen: 

,,§ 87 a. (1) Durch Verjährung wird die Ver­
folgung des Beamten wegen Verletzung der 
Standes- oder Amtspflicllten ausgeschlossen, wenn 
gegen ihn innerhalb der Verjährungsfristen ein 
Disziplinarverfahren nicht eingeleitet, über ihn 
eine Ordnungsstrafe nicllt verhängt oder zu 
seinem Nachteil ein rechtskräftig beendetes Diszi­
plinarverfahren nicht wiederaufgenommen 
worden ist. 

(2) Pflichtverletzungen, die zugleich auch als 
Verbrechen nach den Strafgesetzen zu verfolgen 
sind, verjähren nicht. . 

(3) Die Verjährungsfrist beträgt bei Dienstver­
gehen fünf Jahre, bei Ordnungswidrigkeiten 
zwei Jahre. 

(4) Der Lauf der Verjährungsfrist beginnt im 
Zeitpunkt der Beendigung des pfliclltwidcigen 
Verhaltens oder, wenn dieses bereits. Gegenstand 
eines Disziplinarverfahrens gewesen ist, mit 
dessen rechtskräftiger Erledigung. 

(5) Der Lauf der Verjährungsfrist wird unter­
brochen, wenn der Beamte innerhalb der Ver­
jährungsfrist eine neue als Dienstvergehen oder 
Ordnungswidrigkeit zu ahndende Pflichtver­
letzung begangen hat. Sie beginnt im Zeitpunkt 
der Beendigung des neuen pflichtwidrigen Ver­
haltens von neuem zu laufen. 

(6) Der Lauf der Verjährungsfrist wird für die 
Dauer des strafgerichtlicllen Verfahrens oder des 
Verwaltungsstrafverfahrens gehemmt, wenn die 
Pflichtverletzung des Beamten Gegenstand eines 
solchen Verfahrens ist." 
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13. § 90 Abs. 2 hat zu lauten: 

,,(2) Die Geldbuße darf im einzelnen Fall den 
Betrag von 5 v. H. des Monatsbezuges unter 
Ausschluß der Haushaltszulage nicht übeJ;"steigen. 
Die Summe der einem Bundesbeamten innerhalb 
eines Kalenderjahres rechtskräftig auferlegten 
Geldbußen darf· die Hälfte seines Monatsbezuges 
mit Ausschluß der Haushaltszulage nicht über­
steigen." 

14. § 93 Abs. 1 lit. c hat zu lauten: 

"c) die Minderung des Monatsbezuges unter 
Ausschluß der Haushaltszulage," 

15. Nach lit. b des § 100 Abs. 1 ist ein Punkt 
zu setzen und folgende Bestimmung anzufügen: 

"c) Eine "Oberste Disziplinarkommission beim 
Bundeskanzleramt. " 

16. § 101 .Nbs. 1 hat zu lauten: 

,,(1) Jede Disziplinarkommission besteht aus 
dem Vorsitzenden; dessen Stellvertretern und der 
erforderlichen Anzahl weiterer Mitglieder." 

17. § 101 Abs. 3 und 4 haben zu lauten: 

,,(3) Die Mitgliedschaft zu den Disziplinar­
kommissionen ruht in den Fällen der Einleitung 
eines Disziplinarverfahrens (§ 113) wegen eines 
'Dienstvergehens bis zu dessen rechtskräftigem 
A:bschluß, der Suspendi1erung vom Dienst (§§ 144, 
145), der AußerdienststeIlung, der Erteilung eines 
Urlaubes von mehr als drei Monaten und der 
Ableistung des ordentlichen oder außerordent­
lichen Präsenzdienstes. 

(4) Die Mitgliedschaft zu den Disziplinarkom· 
missionen endet mit Ablauf der Bestellungsdauer, 
mit der Beendigung des Dienstverhältnisses, der 
rechtskräftigen Verhängung einer Disziplinar­
strafe, der übernahme in einen anderen Personal­
stand, der Versetzung zu einer Dienststelle, für 
deren Beamte eine andere Disziplinarkommission 
zuständig ist, der Versetzung ins Ausland, der 
Versetzung in den zeitlichen oder dauernden 
Ruhestand, dem übertritt in den dauernden 
Ruhestand sowie der Annahme einer Austtitts­
erklärung (§ 84)." 

18. Die bisherigen Abs. 3 und 4 des§ 101 er­
halten die Absatzbezeichnung ,,5" und ,,6". 

19. Nach § 101 ist folgender § 101 a einzu­
fügen: 

,,§ 101 a. (1) Der Vorsitzende, die Stellvertreter 
und die erforderliche Anzahl weiterer Mitglieder 
der Disziplinarkommissionen und der Disziplinar­
oberkommissionen sind vom Leiter der Zentral-

stelle aus dem Kreise der definitiven Beamten 
des Personalstandes der Dienststelle, bei der eine 
Disziplinarkommission eingesetzt ist, mit Wir­
kung vom 1. Jänner eines Kalenderjahres für 
die Dauer von .drei Jahren zu bestel1en. 

(2) Zu Mitgltedern der DiszipIinarkommission 
bei der Oberstaatsanwaltschaft können auch Räte 
des Oberlandesgerichtes bestellt werden. 

(3) Der Vorsitzende, die Stellvertreter und die 
übrigen Mitglieder der Obersten Disziplinar­
kommission sind vom Bundespräsidenten auf 
Vorschlag der Bundesregierung aus dem Kreise 
der definitiven Beamten aller Zentralstellen 
- mit Ausnahme der Kanzlei des Präsidenten 
des Nationalrates,- mit Wirkung vom 1. Jänner 
eines Kalenderjahres für -die Dauer von fünf 
Jahren zu bestellen. Hinsichtlich der aus dem 
Kreise ,der ,definitiv'en Beamten der Präsident­
schaftskanzlei und des Rechnungshofes zu be­
stellenden Mitglieder ist ,die Bundesregierung an 
die Vorschläge dieser ZentralstelIen gebunden. , 

(4) Die Vorsitzenden der Disziplinarkommis­
sionen und deren Stellvertreter werden von dem 
jeweils rangältesten Mitglied der Disziplinarkom­
missionen vertreten. 

(5) Bei der Bestellung der Kommissionsmit­
glieder ist auf die Bestimmungen uber die Zu­
sammensetzung der Senate Bedacht zu nehmen." 

20. § 102 Abs. 1 und 2 haben zu lauten: 

,,(1) Als Disziplinarbehörde erster Instanz sind 
zuständig: 

a) die Disziplinarkommissionen (§ 100 Abs. 1 
lit. a) für alle Beamten, die bei der betref­
fenden Dienststelle oder einer ihr unter­
stehenden Dienststelle verwendet werden 
oder der DisziptinarkommilS·sion gemäß 
§ 100 Abs. 2 zugewiesen sind:, mit 
Ausnahme der Beamten der Allgemeinen 
Verwaltung von der Dienstklasse VII auf­
wärts, der leitenden Staatsanwälte, der 
staatsanwaltschaftlichen Beamten von der 
Standesgruppe 5 aufwärts und der Landes­
schulinspektoren ; 

b) die Disziplinaroberkommissionen (§ 100 
Abs. 1 lit. b) für alle dem Personalstand der 
Zentralstelle angehörenden oder bei der 
Zentralstelle verwendeten Beamten und die 
ressortmäßig unterstehenden Beamten der 
Allgemeinen Verwaltung von der Dienst­
klasse VII aufwärts, die leitenden Staats­
anwälte und staatsanwaltschaftlichen Beam­
ten von der Standesgruppe 5 aufwärts und 
der Landesschulinspektoren. 

(2) Als Disziplinarbehörden zweiter Instanz 
sind zuständig: 

a) die Disziplinaroberkommissionen gegen 
Entscheidungen der Disziplinarkommis~ 
sionen und 
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b) die Oberste Disziplinarkonimission gegen 
Entscheidungen der Disziplinaroberkom­
missionen als erste Instanz, mit Ausnahme 
der Entscheidungen der Disziplinarober­
kommission bei der Kanzlei des Präs~den­
ten des Nationalrates." 

21. § 102 A'bs. 3 wird aufgehoben. 

22. § 103 Abs. 2 hat zu lauten: 

,,(2) Streitigkeiten über die Zuständigkeit der 
Disziplinarkommissionen entscheiden die Diszi­
plinaroberkommissionen, über solche der Diszi­
plinarkommissionen und Disziplinaroberkommis­
sionen sowie der Disziplinaroberkommissionen 
die Oberste Disziplinarkommission." 

23. § 104 Abs. 1 und 2 haben zu lauten: 

,,(1) Die Disziplinarkommissionen entscheiden 
in Senaten, die aus dem Vorsitzenden oder dessen 
Stellvertreter und vier weiteren Mitgliedern be­
stehen, von denen eines den Bericht erstattet. 
Der Berichterstatter wird vom Vorsitzenden des 
Senates bestimmt. Von den Mitgliedern müssen 
wenigstens zwei rechtskundig sein. Den Senats­
vorsitz führt der Vorsitzende der Disziplinar­
kommission oder dessen Stellvertreter. Jedes Mit­
glied kann mehreren Senaten angehören. 

(2) In den Senaten der Obersten Pisziplinar­
kommission müssen auch der Vorsitzende und 
dessen Stellvertreter rechtskundig sein. Wenig­
stens zwei Mitglieder der Obersten Disziplinar­
kommission müssen dein Ressort des beschuldig­
ten Beamten angehören." 

24. Dem § 104 ist folgender Absatz anzufügen: 

26. Dem § 107 A'bs. 1 ist folg'endes anzu­
fügen: 

"Zur Vertretung der dienstlichen Interessen bei 
der Obersten Disziplinarkommission ist vom 

Leiter jeder Zentralstelle - mit Ausnahme der 
Kanzlei des Präsidenten des Nationalrates - ein 
Disziplinaranwalt (Stellvertreter) zu bestellen. 
Jeder dieser Disziplinaranwälte ist für die Dis­
ziplinarangelegenheiten der Beamten zuständig, 
die dem Bereich der betreffenden ZentralsteUe 
angehören." 

27. Dem § .107 ist folgender Absatz anzu­
fügen: 

,,(4) Auf die Ausschließung von Disziplinar­
anwälten sind die Vorschriften der Strafprozeß-' 
ordnung sinngemäß anzuwenden." 

28. § 108 hat zu lauten: 

,,§ 108. Die Bestimmungen des § 101 Abs. 3 
und 4 finden sinngemäß auf den Untersuchungs­
kommissär und den Disziplinaranwalt Anwen­
dung." 

29. § 110 hat zu lauten: 

,,§ 110. (1) Wenn bei einer Disziplinarkommis­
sion oder Disziplinaroberkommission die zur Bil­
dung des Senates erforderliche Anzahl von Mit­
gliedern nicht zur Verfügung steht, hat die Diszi­
plinaroberkommission beziehungsweise Oberste 
Disziplinarkommission die Disziplinarsache an 
eine andere Disziplinarkommission beziehungs­
weise Disziplinaroberkommission zu verweisen. 

,,(4) Ein aus fünf Mitgliedern bestehender 
Senat, dem der Vorsitzende, dessen Stellvertreter 
und allenfalls rangälteste weitere Mitglieder der 
Disziplinarkommission angehören, hat bis Jahres­
schluß für die Dauer des folgenden Kalender­
jahres die Senate zusammenzusetzen und die Ge­
schäfte unter die Senate zu verteilen. Zugleich hat 
er die Reihenfolge zu bestimmen, in der die übri- i 
gen Kommissionsmitglieder bei der Verhinderung 
eines Senatsmitgliedes als Ersatzmitglieder in die 
Senate eintreten. Der Senat hat ferner im Falle 
der Notwendigkeit auch Knderungen der Ge­
schäftseinteilung während des laufenden Kalen­
derjahres vorzunehmen. Die Geschäftsve.rteilung 

(2) Das gleiche kann sie auf Antrag des Diszi­
plinaranwaltes oder des beschuldigten Beamten 
verfügen, wenn Gründe vorhanden sind, welche 
die Unbefangenheit der zuständigen Disziplinar­
kommission, beziehungsweise Disziplinaroberkom­
mission bezweifeln lassen." 

30. Dem bisherigen Wortlaut des §' 112, der die 
Absatzbezeichnung ,,(1)" erhält, wird folgender 
Abs. 2 angefügt: 

,,(2) Hat ein Beamter die Einleitung einer Diszi­
plinaruntersuchung gegen sich beantragt, so ist 
der Antrag im Dienstwege unverzüglich der zu­
ständigen Disziplinarkommission zu übermitteln. 
Die Bestimmungen des Abs. 1 sind sinngemäß 
anzuwenden. " 

wird für jedes Kalenderjahr festgesetzt." 

25. § 106 Abs. 2 hat zu lauten: 

,,(2) Die Vorstände dieser Behörden bestimmen 
auch aus der Zahl der ihnen unterstehenden Be­
amten die Protokollführer für die Disziplinar­
verhandlungen. Auf ,die Ausschließung von 
Protokollführern sind die Vorschriften der Straf­
prozeßordnung 'sinn,gemäß anzuwenden." 

31. § 118 Abs. 2 hat zu lauten: 

,,(2) Auf den Untersuchungskommissär finden 
die Bestimmungen des § 111 Abs. 1 sinngemäß 
Anwendung." 
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32. I?!,!fI1 § lU Abs. 3 ist folgender Satz apzu-
füg~~: '. , , ' , . , '. , 

"Die Disziplinarkommission hat auf Antrag des 
Beschuldigten' nach Anhörung des Disziplinar­
anwaltes mit dem Erkenntnis, bei späterer An­
tragstellung unverzüglich auszuspremen, daß der 
Inhalt des rechtskräftigen Erkenntnisses ver­
öffentlicht werden darf, sofern dies im Inter­
esse des Beschuldigten gelegen ist und kein 
wichtigeres öffentliches Interesse entgeg;ensteht." 

33. § 127 Abs. 2 hat zu la'!lten: 

,,(2) Im Fall des Schuldspruches hat das Er­
kenntnis den Ausspruch über die den Beamten 
treffende Disziplinar- oder Ordnungsstrafe zu 
enthalten, soferne ,nicht Abs. 3 Anwendung 
findet." 

34. Dem § 127 ist folgender Absatz anzu­
fügen: 

,,(3) Vom Ausspruch über die Verhängung 
einer Disziplinarstrafe kann, abgesehen werden, 
wenn dies ohne Verletzung dienstlicher Inter­
essen möglich ist und nach den Umständen des 
Falles und nach der Persönlichkeit des Beamten 
angenommen werden kann, daß ein Schuldspruch 
allein genügen wird, den Beamten von weiteren 
V:erfehlungen abzuhalten. Wird der Beamte eines 
vor Ablauf von drei Jahren ab Rechtskraft dieses 
Erkenntnisses begal)genen weiteren Dienstver­
gehens für schuldig erkannt, so ist bei der Be­
messung der Strafe der früher gefällte Schuld­
spruch zu berücksichtigen, sofern das Dienstver­
gehen auf der gleichen schädlichen Neigung 
beruht." 

35. § 128 zweiter Satz hat zu lauten: 

"Wird über den Beschuldigten eine Disziplinar­
strafe verhängt, so ist im Erkenntnis auszu­
sprechen, ob und inwieweit er mit Rücksicht auf 
die Verfahrensergebnisse und seine Vermögens­
verhältnisse die Kosten des Verfahrens zu er­
setzen hat; dasselbe gilt, wenn im Schuldspruch 
von der Verhängung einer Disziplinarstrafe ab­
gesehen wird." 

36. § 136 hat zu lauten: 

,,§ 136. Die Löschung der im Standesausweis 
eingetragenen Disziplinarstrafe ist von der Dis­
ziplinarkommission, die in erst'er Instanz ent­
schieden hat, auf Antrag des Beamten zu 
beschließen, wenn seit Rechtskraft des Erkennt­
nisses drei Jahre verstrichen sind, die Disziplinar­
strafe verbüßt ist und sich der Beamte in den 
letzten drei Jahre vor der Beschlußfassung 
tadellos vecrhalten hat." 

Artikel II : ' .; ., " 

Mit dem Inkraft~reten dieses Bundesgesetzes 
werden aufgehoben: 

1. § 13 der yerordnu~g des Bundes~inist~­
~i~ms für Justiz volll 9. Mai 1951, BGBl. Nr. ~f>4, 
wotylit die Geschäftsordnung der G",richt~ I. und 
11. Ins,tallz (G~o.} teilweise g!,!ändert undnell ver­
lautbart wi~d, in der Fassung der Verordnup.g d~s 
~up.d~slllinisteriums für Justiz vOlll 24. Juni 1957, 
BqBl. Nr. 15~, womiE da,s I. ~a]lPtstü~ der Ge­
schäftsqrdnullg für die G~rtCh~e-1. uIl~H. 111-
st;mz geäp.qert wird, soweit diese Vorschr~ft noch 
ln Geltung steht.' ' ' . 

2. § 2 Abs. 1 und' § 4 der Verordnung des 
Bundesministeriums für Justiz vom 22. Oktober 
1951, BGBl. Nr. 267, über die innere Einrichtung 
und Geschäftsordnung der Oberstaatsanwalt­
schaften und Staatsanwaltschaften und über die 
Besocrgung des staatsanwaltschaftlichen Dienstes 
bei den Bezirksgerichten (StaGeo.), in der Fas­
sung der Verordnung d'es Bundesministeriums 
für Justiz vom 26. Juni 1957, BGBl. Nr. 157. 

3. § 13 Z. 3 der Verordnung des Bundesmini­
steriums für Justiz vom 21. Dezember 1921, 
BGBl. Nr. 748, über die Zusammensetzung und 
den Wirkungskreis der Personalsenate der Ge­
richtshöfe erster und zweiter Instanz, in der 
Fassung der Verordnung vom 25. Oktober 1926, 
BGBl. Nr. 315, über die Zusammensetzung der 
Personalsenate der Gerichtshöfe erster und zwei­
ter Instanz und des Art. IV der Verordnung des 
Bundesministers für Justiz vom 1. März 1930, 
BGBl. Nr. 74, womit im Einvernehmen mit den 
beteiligten Bundesministern und dem Rechnungs­
hof eine neue Geschäftsordnung für die Gerichte 
1. und H. Instanz (Geo.) erlassen wird. 

4. § 7 Z. 4 der Verordnung des Bundeskanzler­
amtes vom 18. Juni 1925, BGBl. Nr. 192, über 
die Zusammensetzung und den Wirkungskreis 
des Personalsenates beim Obersten Gerichtshof. 

Artikel III 

übergangsbestimmungen 

(1) Für den Qualifikationszeitraum 1968 fin­
den die Vorschriften der §§ 14 bis 20 der Dienst­
pragmatik in der Fassung vor d'em Inkrafttreten 
dieses Bundesgesetzes Anwendung. Die Mitglie­
der der Dienstbeurteilungskommission nach § 16 
sind bis zum 30. November 1969 mit Wirkung 
vom 1. Jänner 1970 zu bestellen. Die Zusammen­
setzung der Senate und die Geschäftsverteilung 
der Dienstbeurteilungskommissionen für das Jahr 
1970 ist unter Anwendung der Bestimmungen 
des § 17 Abs. 11 bis zum 31. Jänner 1970 mit 
Wirkung vom 1. Feber 1970 vorzunehmen. 

(2) über nach den Bestimmungen des Abs. 1 
erster Satz anhängige Rechtsmittel habli!n vom 
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1. Jänner 1970 an die nach den Bestimmungen 
dieses Bundesgesetzes eingerichteten' Dienst­
beurteilungskommissionen nach den vor dem 
Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes in Geltung 
gewesenen Bestimmungen zu entscheiden. 

(3) Die Mitglieder der Disziplinarkommissio­
nen nach § 101a sind bis zum 30. November 1969 
mit Wirkung vom 1. Jänner 1970 zu bestellen. 
Die Zusammensetzung der Senate und die Ge­
schäftsverteilung der Disziplinarkomm:issionen 
für das Jahr 1970 ist unter Anwendung der Be­
stimmungen des § 104 Abs. 4 bis zum 31. Jän­
ner 1970 mit Wirkung vom 1. Feber 1970 vor-

zunehmen. Die vor . dem Inkrafttreten dieses 
Bundesgesetzes bestellten Disziplinarkommissio­
nen haben ihre Tätigkeit mit Ablauf des 31. Jän­
ner 1970 einzustellen; falls jedoch bereits eine 
mündliche Verhandlung stattgefunden hat, bis 
zum Abschlusse des Verfahrens fortzusetzen. 

Artikel IV 

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist 
die Bundesregierung, in Angelegenheiten jedoch, 
die nur ein Bundesministerium betreffen, dieses 
Bundesministerium betraut. 

1194 der Beilagen XI. GP - Ausschussbericht NR (gescanntes Original)12 von 12

www.parlament.gv.at




